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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1975 Ausgegeben am 8. Jänner 1975 1. Stück 

1. Verordnung: Durd\filhrung des Wohnbauförderungsgesetzes 1968i Neufestlegung näherer Bestimmungen über 
die Gewährung der Wohnbeihilfe. 

2~ Verordnung: Durdtführung des WohnbauförderungsgesetZ(S 1968; Neufestl~ung angemessener Gesamtbaukosten 
je Quadratmeter und der normalen Ausstattung der geförderten Baulichkeiten. 

1. 
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
17. Dezember 1974, mit der in Durchführung 
des Wohnbauförderungs~esetzes 1968 nähere 
Bestimmungen über die Gewährung der 

Wohnbeihilfe neu festgesetzt werden 

Auf Grund <les § 15 Abs. 8 des Wohnbau­
förderungsgosetzes 1968, BGB!. Nr. 280/1967, 
in der Fas•ung der Bundesgesetze BGB!. Nr. 232/ 
1972, 443/1972, 287/1974 und 449/1974, wird 
nach Anhörung des Wohnbauförderungsbeirates 
verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung der Wiener Landesregierung 
vom 12. Dezember 1972, LGBI. für Wien Nr. 1/ 
1973, in ,der Fassung der Veror.dnurug LGBL für 
Wien Nr. 23/1974, mit .der in Durchführung des 
Wohnb•uför.derungsgesetzes 1968 nähere Be­
stimmungen über .die Gewährung .der Wohnbei­
hilfe festgelegt wer.den, wü"d wie folgt geändert: 

Der § 1 Abs. 2 hat zu lauten: 
„(2) Als 2l1lmutbare Wohnungsaufwandsbe­

lastung ist iener Teil des monatlichen Familien­
einkommens (§ 2 Abs. 1 Z. 13 WBFG 1968) an· 
zusehen. ,der wie folgt zu ermitteln ist: 

a) Bei einer Haushaltsgröße von einer Person 
bleib.!n 2720 S, bei einer Haushaltsgröße 
von zwei Personen 4540 S anredmungsfrei; 
für jede weitere Person vergrößert sich .der 
Freib.!trag um jeweils 1360 S. 
Das diese Grenze übersteigende Einkommen 
wit!d in Einkommensstiufen unterteilt, wo­
bei von der 

1. Einkommensstufe.......... 6 v. H. 
2. Einkommensstufe .......... 10 v. H. 
3. Einkommensstufe .......... 15 v. H. 

Eine Einkommensstufe beträgt bei einer 
Haushaltsgröße von einer Person 700 S und 
bei einer Haushaltsgröße von zwei Per­
sonen 8CO S; für jede weitere Person ver­
größert sich .die Einkommensstufe um 50 S. 

b) Die Einstufung erfolgt bei Jungfamilien, 
das sind Familien, deren Familienerbalter 
oder ein Ehepartner das 30. Lebensjahr noch 
nicht vollenidet hat, sov{ie bei Familien mit 
.drei und mehr Kindern, für .die der F ami­
lienenhalter Familienbeihilfe bezieht, in der 
Weise, .daß .der an Hand der Familiengröße 
ermittelte Freibetrag gemäß lit. a um 1360 S 
und die ermittelte Einkommensstufe um 
50 S '>ermehrt werden. 

c) übersteigt das Einkommen die Summe von 
zehn Einkommensstufen, oo gebührt keine 
Wohnbeihilfe. 

d) Der jeweils letzte im laufen.den Jahr zusam­
mentretende Wohnbauföoderungsbeirat für 
das Land Wien hat der Landesregierung 
unter Bedachtnahme auf .den Anpassungs­
faktor, der in der vom Bundesministerium 
für soziaJe VerwaltUlllJ'. jedes Jahr nach 
S 108 f des All-gemeinen Sozialver<icherungs· 
gesetzes erlassenen Verondnung enthalten 
ist, eine Empfehl,ung über die Neufestset~ 
zung ider Beträge gemäß lit. a für das 
kommende Jahr vorzulegen.0 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1975 in 
Kraft. 

Der Landeshauptmann! 

Gratz 

4. Einkommensstufe .......... 21 v. H. Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
5. Einkommensstufe .•...•.... 28 v. H. i 17. Dezember 1974, mit der in Durchführung 
6. Einkommensstufe .......... 36 v. H. J des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 die an· 
7. Einkommensstufe. . . . . . . . . . 45 v. H. gemessenen Gesamtbaukosten je Quadrat­
s. Einkommensstufe. . . . . . . . . . 55 v. H. meter und die normale Ausstattung der ge-
9. Einkommensstufe .......... 66 v. H. förderten Baulichkeiten neu festgelegt werden 

10. Einkommensstufe ...•...•.. 78 v. H. 
zur Bestreitung .des Wohnungsaufwandes 
zumutbar sind. 
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Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968, BGBI. Nr. 280/1967, in .der 
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